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über den Abl-auf

Die Professoren opplnieren gegen das UOG; die ött hat die Regierung aufgefordert,das Ge-
setz in der vorliegenden Form zu beschließen.
Worum geht es bei diesem Streit?
I'Ielche Bedeutung hat das UOG? Was steht eigentlich drin?
Das UoG ist jenes Gesetz der HochschuLreformrdurch das der Staat den organisatorischen
AufbauderHochschu].enneufest1egt,dieRechte,Pf1ichtenundFunktionm.
angehörigen im Bezug auf die Hochschulorganisierung festlegt.Es gibt den organisatorischen
Rahmen anrin dem die einzelnen Studiengesetze und Studienc,rdnungän realisieit werden.
Dabei sticht die Hauptsache sofort ins Auge: Das neue Gebäude der llochschul-en soLl auf
zwei Grundpfeilern stehen: l. einer
des llS-Betriebes insgesamtrund 2. d
Sehen wir uns diese beiden Neuigkei

er
ten nmal genauer an.

Entscheidend bei der Verschärfung der Aufsicht des bürgerl.ichen Staates über die lloch-
schulen sind zwei Dinge: l.Die Einrichtung einer U:riversitätsdirektiqg,

2.verstärktes Aufsichtsrffiriums für i,Iissen-
schaft und Forschung (BuMiI.luF) über den ltS-Betrieb.

Die Einrichtung einer HS-Direktion Leitet sich ab aus der Trennuns in einen tfseJ,bständj-
gen und. ejnen übertragenen (staatlichen) wirkungsbereich,' (S3,R.rl"rungsvor1age 73),
wobei unter "selbständigen Bereichrr der Lehr- und Lernbetrieb und unter "staallichen
trtirkungsbereich" die Bewerkstelligung der verwal-tungstechnischenrfinanziell-enrorganisa-
torischen Tätigkeiten zu verstehen ist. Der selbständige Bereieh sol1 vornehmLich von
den verschiedenen Universitätskollegien bewerkstell-igt werdenrder staatliehe eben durch
die ltS-Direktion. Diese Direktion ist direkt dem But'tiWuf unterstellt. Sie hat vor allem
folgendes zu erledigen:
"Die verwaltung der MitteTrdie der universjtät vom Bund zugewiesen werd.en"....rins.beson-
dere auch der für GutachtenrForschungs- und Entwicklungsarbeiten vereinnahmten Mitte1r...r'(579(1)g). DLe in diesem Paragraphen angeführten vom Bund zugewiesenen Mittel werdenauf der Basis eines Budgets,das vom Ministerium genehmigt sein mußran die einzetnen Be-
reiche der HS vergeben. Hier wird die Verteilung a1-ler Gelder an die einzel_nen Institute,
Fakultäten etc. der rofessoralen Entsc d ewalt aus der Hand und dir
Staat vor genomne4 Geld st bekanntermaßen das ttel,nit dem man Geschäfte führt. Die
Hochschule iit-eIn solches Geschäft. Jetzt hat der $taat also ein sicheres Mittel in

, den Händenrden HS-Betrieb zu lenken. i{eil er ein Staat der Kapitalisten istrtut er das in
deren Interesse.
Die Professoren sind nicht entzückt darüberrdaß ihnen die KontroLle über die Finanzen
aus der lland genomnen wird. Aber dem Staat bl-eibt nichts anderes übrigrals diesen Schritt
zu setzen'hat doch Instituts- bzw.Fachdünkel der Professoren eine rationelle Aufteilung
der Mittel iruner mehr verhindert. Im ,€sstZ wurde Vorsorge getroffenrd.aß,,der Ausbau be-
stinnnter IJnivetsitätseinrichtungen od.er die Errichtunq rreuei universitätseinrichtungen
nicht beeinträchtigt oder verhindert werd.en kannt'. (Er1äuterungen) Damit hat der Staatdie Zügel fest in die Hand genonrmenrdenn:Ohne Geld keine Musik.
Überhaupt - und das ist der zweite Punkt - hat das Ministerium jetzt 4ql _lrllen EbenenderHSdieHandimSpie1:VonderInstitutsordnungbiszurHausä'd'.'',ffi
@titutskonferenzbiszurGeschäftsordnungdesakademischenSenatsoiltrdaß sie "der Genehmigung durch d.en Bundesminjster für wissÄnschaft und. Forschung,,
bedürfen. Diese Bestirnnung taucht im Gesetz mindestens 5 maL auf. Sie zeigE ganz deullich,
daß der Staat große Sorge darum hatrdaß die IIS nach seinem trIillen funktionieit,daß nichts
ohne seinen ausdrücklichen l,fillen geschieht
Nebenbei: Die rnstitutsordnungenrdie das Ministerium kontrollieren wi1"1rsoLlen erlassen
werdenrum die'rRuhe und ordnungtt an den Instituten zu gewährleisten. Sie sind ein Mittel,
das für den Fa11 verschärfter Auseinandersetzungen an der HS bereitgehalten wird. Dement-
sprechend heißt es in den ErLäuterungen zum UOG:
"WohL aber haben ordnungsvorschriften im Rahmen d,er Institutsordnungen dafür zu sotgen,
daß notwendi für die Ordnun und Sicherheit im Institut gewährleistet
erscheinen. Institutsordnungen werden dahet auch für den falT der VerTetzung
der erforderLichen Ordnungsvorsehriften zu enthal ten haben. Al.s soLche Sanktionen werden



-7r Entzug der BenützungsbewiTTigung für dje Einrichtungen des fnstjtuts in einem besti'tnn-
uen Ausmaß auf bestimmte oderrbei sehr schweren Verstößen,auf unbestimmte Zeit---" in Be-

tracht konnnen."

DIE MITBESTIMMUNG IST EIN SCHI'TINDEL

lerauf der die neue universitätsorgani.sation atlfbautrist die vom sP-Mini-
jubeltervon cier öH "gegen die ewigän Neinsagertr verteidigte "Mitbestimmung".
äi* nioiich;ung vcn "ilollegialorganen" auf der Ebene der Instituterder
der ganzen HS vor. Die Auseinandeisetzung geht hier vor allem um die Insti-
Sie Isr drirtelparirätisch besetzt; d.h.in ihr sind jeweils ebensoviele Ver-

enten und Assistenl-en r.rie es o" und ao.Profs am lnsfitut gibt' Ihr obliegt:
ung van Empfehlungen für alLe InstitutsangeTegenheiten;ttägt eler Instituts-
nipfehluni nichtnächnungn sa hat er dir:s der -Tnstitutskonfetenz gegenübet

Die zweite Säu

sterium hochge
Das UOG sieht

Fakultäten und
tutskonfetenz.
treter der stud
"a) die Erstatt
vorstand einer
zu begründen;
b)die ErTassung der Jnstjtutsordnung uncl der Geschäftsardnunq der .rnstitutskonfetenz""
c)die Entscheid.ung ülter rnstifuts'angefegenheitenn die .ihr in HinbLick auf die Redeutung

für den Lehr- und E,orschungsbetrie.t, ocier die zu erwattenden Kosten vom rnstitutsvorstand
zur Entscheidung votge)egt' lo'er:elen;

l) die Stellungnahme zu cien tzo:e'sehJägen zurn Budget und zum DienstpostenpJan des rnstjtutes"
e)die Stellungnahme zur Auftejfung där dem l,r:stitut zugewie,senen MixteT und Dienstposten

aufeinzefnernäherumschr'iebeneyerwendungszweeke;
f)die WahL des rnstitutsvorstandes,d-ie SteJJungmahme zut BesteTTung von AbteilungsLeite:
sowie dje Beste77ung uncl Ab.herri;l'uri6r der Lejter von ArbeitsErruppen'"(s52(1))
Abgesehen davon, daß (wie wir erben gesehen haben) sowohl die Geschäftsordnung als auch die
Inititutsordnung vom Ministerium genehmigt werden müssenn abgesehen davon, daß ihre Be-
schlüsse aufgehoben werden können, w*nr"l (der Beschluß)
,,b) unter erhebLicher yerl.€tzung dez' i.?.r.fahrensvotschtiften zustand.e gekantnen isf.;
c)in widetspruch zu geltenden Gesetaen und l/erordnungen steht;
d)wegen der finanzieLfen Auswjrkungen nieh duxchführhat ist;
e)in Ge|tung gesetzt wurde, ohne die erforderfiche Genehmigung des Bundesmjnjsters für
Wissenschaft und Forschungr erhaJ.ten zu haben."(55(5))
abgesehen davon also, bleibt nur mehr ührig; daß rnan den InsHitutsvorstand'oberatenttund
verwaltungstechnischen Kram lösen darf"Bei den Gremien auf Eakultäts und Gesamt-HS-Ebene
sieht es nicht anders aus, Rur daß hier nocli weniger Studentenvertreter drinnensitzen.

Konsequenz: Die l"litbestimnung ist nichts aLs Schwindel-!

I.IARUM MÜSSEN I^IIR DAS UOG BEK;iMPF'EN

Wir müssen das UOG ablehnen, weiil es einen Teil der Hfi*Reform darstelLt, weil es ein Versuch
ist, die HS für die Bourgeoisie billiger zu gestalten, den ganzen Lehr- und Lernbetrieb
fester in die lland zu bekomrien" Verbunden damit ist der Versuch, die BewegungsfreiheiE o-,:
Studenten einzuschränkenn die Atrseinanriersetzung um die Wissenschaft und den Klassenkampf
in der Gesellschaft" Daß cler Staal- diese MafJnahmerr nieht setzt weil es ihn gerade einfällt,

"o"a"Yttitäin 
Staat der Kapitatisren ise, das ist es, hras kl.ar sein muß. Die HS-Reform mit

ihrer Tändenz zur ZenEralisierurrg und Ke-irolle dureh <len Staat ist dabei allemal der Ver-
such die Herarrziehung eines ideologi-sch rornierton Funktionärnachwuchses sicherzuscellen.
Genau auf diese ideologische l"ormierung eielt der $2 des AH Stg ab:
',Die Stdierenden soJlen jene Ha.Itung erwerben, die in sachLicher EjnsteTTung,kl-ater llrteiLs-
fähiqkeitrinte-Ilektuefl-er Redl-ichkejt und '.Toferanz sowie erhöhter Verantwortlichkeit ge-
genüber d.er demokratischen RepubJik österrejch und der menschJ-ichen Geseflschaft zum Aus-
druck konmt"
I'Intellektuel1e Redlichkeit"n das ist die Redl.ichkeit gegenüber dem Kapital, I'erhöhte Ver-

--.-..ortlichkeit" das ist die Verantr*ortlichkeit gegenüber dem bürgerlichen Staat, und die
"menschliche Gesellschaft", das ist die unmenschlictre Allmacht des Profits.
öH-''ARGU},IENTATION'' " . .

I^Iie argumentieren nun die bürgerlic.hen Studenteurrführer"? -
ZieLparagraphen sei gut, es gelte, diesen Geist zu schützen
gegen diesen Geist im UOG aussprechen.
lJie es um diesen Geist bestellt ist haben ',pir oben gesehen.
lichenttBüttels des Kapitals unrl seines Staats. Gegen diesen

Sie sagen, der Geist des obigen
vor den Professore4 die si.ch

Es ist der Geist des "ordent-
Geist haben die Professoren



- :h niemals gekärnpf t; sie kämpfen um ihre Pfründe und Privilegien. i^las die bii rgerl rc,..
Studentenführer jedoch tun ist nichts anderes,als den Studenten einen Kampf für die kapi-talistische Hochschulreform unterzujubeln. Damit wol1en die fortschrittlithen Studerten
natür1ich nichts zu tun haben.

Und was haben diese Herren zur verschärften Staatsaufsicht zu sagen ? -"Mir ist eine sEär-kere Staatsaufsicht lieber als die jetztge Allmacht der ordinarien."(öSU-Schaden)
I^Ias das in der Praxis heißt,das sehen wir jetzt: Die Professoren werden zum Feind der
Studenten schlechthin gemacht,und der Staat,der im Interesse einer kleinen Minderheit vonKapitalisten die HSen reformiertrum gerade in Zeiten sich verschärfender Klassenauseinan-
dersetzungen und Auseinandersetzungen an den HSen seinen Funktionärsnachwuchs durch ord-
nungs-und Weisungsrecht fester an sich zu binden , erscheint als Partner . Zusätzlich for-dert man ihn auf,die Reform so schnell wie nöglich durchzuführen. Diese Herren gehen Haldin Hand mit dem Ministerium und wollen den Blick cler Studenten vernebeln.
Aber 'tHalt !",rufen sie j etztr"wir haben doch die Mitbestirnnung in den Kollegialorganen,
die müssen wir verteidigen!" und "l,Jir müssen diese potentiellei Grundlagen"(irittelparirät)
"für eine fortschrittliche Politik gegen alle Angriife von rechts und ultralinks verreidi-
gen. " (KSV)
*ie es mit diesen potentiellen Grundlagen aussiehtrhaben wir oben am Beispiel der Instituts-
konferenz gesehen. Und in der Tat:Hat die Drittelparität in den Studienkommissionen erh/as'-enützt ? Ihre Beschlüsse blieben Schal1 und Rauchrsie hatten nicht den geringsten Einfluß
"rf die Entscheidungen des Ministeriums.(öttlöSu-Schaden:"Daß die Studienkouunissionen

funktionieren ist keine Frage.") In l^Iirklichkeit haben diese Gremien dem Kampf der Stu-
denten um ihre Rechte in der Ausbildung nichts genützt und sie werden ihnen nichts nüEzen.A1lenfalls werden die Kollegialorgane einigen bürgerlichen Srudentenpolirikern pösrchen
bringen; das ist aber auch schon alles.

DER VERSTARKTEN STAATSAUFSICHT ENTGEGENTRETEN !

Die Studenten haben nicht die trüahl zwischen der jetzigen llochschulorganisation und dem
UOG,sie haben nur die l^Iahl,die Eingriffe des bürgerlichen Staats auf die Hochschulen zuakzeptieren oder nichtrsich dagegen zu mobilisieien oder nichtrund letztendlich kounnensie um die Entscheidung nicht herum: entweder rnit diesem Staat und seinen Maßnahmen zugehen im Interesse-der wenigen Nutznießerroder-Ech gegen diesen Staat zu stellen undeinzutreten für seinen Sturzrfür die Errichtung der üääEE der Arbeiterklasse,um eine freie
und menschengerechte Gesellschaftsordnungrum den Sozialismus aufzubauen.

"Die HochschüLerschaften an der Universi-
tät un der Technik haben"..die parteien
aufgefordert, im FaLLe eines Rücktrjtts
det Rektoren im parlament einen Antrag
einzubringen, daß auch Dozenten, Studen-
ten oder.Assjstenten zum Rektot gewähJt
werden können. " ( Kf . Ztg. 1 3. 3. 7 S )
Als ob sich dadurch was ändern würde!

TOTAL VERBLöDET. . .

EigentünerrHerausgeber,VerlegerrDruck:Marxistische Studentenorganisation (ttsO)
Für den Inhalt verantwortlich:Peter Langmann, a1Le Herrengas"" 5, Solo Graz



LIOG-HS-Reform Di. 78.3.
Veranst,altung der MS0

I 9 " 3O Uhr Hörsaal B der Universität

[IC G

Arn Mittwoch 12.3. hat der Präsidial-aus-
schuß des Parlaments beschlossen, die
für 19.3. geplante Beschlußfassung des
UOG auf I l. April zu verschieben, ttum

noch Zeit für Beratungen zu lassen".
Offenbar will es sich die Regierung
mit einem Großtei1 der Professoren und
Rektoren mich al1zu arg verscherzen und
offenbar sind sich die Mächtigen in die-
sem Lande in einigen Kleinigkeiten des
neuen Gesetzes nicht ganz einig.
Niernand aber zwifett aber daran, daß das
UOG in seinen wesentlichen Teilen be-
schlossene Sache ist.
Aber eines wird dabei augenscheinlich:
auf einen lahmen Professorenstreikrauf
den geringsten Furz der weisen Männer
der österreichischen Bourgeoisie, folgen
seitenweise Zeitungsberichte, parlamen-

i3 u' .s c.h {-.. ß f$isrr -e*fx es '[ v;,.|x vv

tarische Debatten, Rundfunk* und Fern-
sehfritzen rrentdeckentt die Hochschulen"
Abgesehen davon, daß man von diesen Leu-
ten bei studentischen Kampfnaßnahmen
durchaus anderes gewohnt ist: hier wird
ein Riesentamtam gemacht um die Wehweh-
chen eines kleinen Häufleins von Pro-
fessoren, aber wehe irgendwo in öster-
reich streiken ein paar hundert Arbei-
ter gegen das Rationalisierungsprogralm
eines Unternehmers -wie in Jänner in
Schwertberg/oö - da hört und sieht man
nichts davonrda ninmt sich diese freie
Presse die Freiheit zu schweigen, da
nimt sich dieser freie Staat die Frei-
heit, dem geplagten Herrn Kapitalisten
zu HiLfe zu eilen - gegen die Arbeiter
und ihre Forderungen.

Effiührungsschulung der MSO

Beginn: Montag, 17. l"lärz 1975

Ort : Herrengas se 5 (Klamerthpassage), im Hof rechts

Zeit: j eden Montag, I 9 .30 Uhr


